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Gesetz
iiber die Neubildung der Gemeinde Wurster Nordseekiiste,
Landkreis Cuxhaven

Vom 8. November 2012

Der Niedersdchsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§1

Aus der Gemeinde Nordholz sowie den Gemeinden Cappel,
Dorum, Midlum, Misselwarden, Mulsum, Padingbtittel und
Wremen wird die Gemeinde Wurster Nordseekiiste gebildet.

§2

Die Gemeinden Nordholz, Cappel, Dorum, Midlum, Missel-
warden, Mulsum, Padingbiittel und Wremen sowie die Samt-
gemeinde Land Wursten werden aufgeldst.

§3

(1) Die Gemeinde Wurster Nordseekiiste ist Rechtsnachfol-
gerin der nach § 2 aufgel6sten Kommunen.

(2) 'Soweit die in § 1 genannten Gemeinden und die Samt-
gemeinde Land Wursten in einem Gebietsdnderungsvertrag
nichts anderes bestimmt haben, gilt das Ortsrecht der aufge-
losten Kommunen in seinem jeweiligen rdumlichen Geltungs-
bereich mit Ausnahme der Hauptsatzungen als Recht der Ge-
meinde Wurster Nordseekiiste fort. *Das Ortsrecht der
aufgelosten Kommunen tritt spitestens mit Ablauf des 31. De-
zember 2015 aufler Kraft. *Satz 2 gilt nicht fiir Ortsrecht, das
nur fir ein Teilgebiet einer aufgelosten Kommune gilt oder
eine Einrichtung einer aufgelésten Kommune im Sinne des
§ 30 des Niedersidchsischen Kommunalverfassungsgesetzes
(NKomVG) betrifft. “Unbertihrt bleibt das Recht der Gemeinde
Wourster Nordseekiiste, das nach Satz 1 fortgeltende Ortsrecht
zu dndern oder aufzuheben.

§4

Fir Rechts- und Verwaltungshandlungen, die aus Anlass
der Durchfithrung dieses Gesetzes erforderlich werden, insbe-
sondere Berichtigungen, Eintragungen und Loschungen in 6f-
fentlichen Biichern sowie Amtshandlungen der Vermessungs-
und Katasterverwaltung, sind Kosten weder zu erheben noch
zu erstatten.

§5

(1) 'Die Gemeindewahl und die Wahl zur Biirgermeisterin
oder zum Biirgermeister finden in dem von diesem Gesetz be-
troffenen Gebiet am 2. November 2014 in der Zeit von 8.00
bis 18.00 Uhr statt. *Die genannten Wahlen sind so durchzu-
fithren, als seien die §§ 1 und 2 bereits in Kraft getreten. *Die
Aufgaben der Vertretung nach dem Niedersichsischen Kom-

munalwahlgesetz (NKWG) werden von einem Gremium, be-
stehend aus den Mitgliedern des Rates der Gemeinde Nord-
holz und den Mitgliedern des Samtgemeinderates der Samtge-
meinde Land Wursten, wahrgenommen; das Gremium wéhlt
in seiner ersten Sitzung unter Leitung des éltesten anwesen-
den, hierzu bereiten Mitgliedes aus seiner Mitte die Vorsitzen-
de oder den Vorsitzenden. *Sieht der Gebietsinderungsvertrag
die Einrichtung von Ortschaften vor, so gilt fiir die Wahl der
Ortsrite § 91 Abs. 2 NKomVG entsprechend. *Die Mitglieder-
zahl der Ortsrite bestimmt sich abweichend von § 91 Abs. 1
Satz 1 NKomVG nach dem Gebietsdanderungsvertrag.

(2) 'Das Gremium nach Absatz 1 Satz 3 beruft die Wahl-
leitung und eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter. *Die
Gemeinde Nordholz und die Samtgemeinde Land Wursten
machen die Namen und die Dienstanschrift der Wahlleitung
offentlich bekannt.

(3) Abweichend von § 80 Abs. 5 Satz 3 NKomVG wird das
Beamtenverhéltnis der Blirgermeisterin oder des Biirgermeis-
ters mit dem Tag der Annahme der Wahl begriindet, jedoch
nicht vor dem 1. Januar 2015.

(4) Uber die in § 21 Abs. 10 NKWG genannten Fille hinaus
sind Unterschriften nach § 21 Abs. 9 Satz 2 und § 45 d Abs. 3
Satz 2 NKWG fiir die in Absatz 1 Satz 1 genannten Wahlen
auch nicht erforderlich fiir den Wahlvorschlag einer Partei
oder einer Wihlergruppe, die am Tag nach der Verkiindung
dieses Gesetzes in dem Rat einer in § 1 genannten Gemeinde
oder im Samtgemeinderat der Samtgemeinde Land Wursten
mit mindestens einer Person vertreten war, die aufgrund eines
Wabhlvorschlages dieser Partei oder Wahlergruppe gewéhlt
worden war.

(5) '§ 24 Abs. 1 NKWG ist fiir die in Absatz 1 Satz 1 genannten
Wahlen mit der Maf’gabe anzuwenden, dass die Mitgliederver-
sammlungen der Parteiorganisationen in den in § 1 genannten
Gemeinden in einer gemeinsamen Versammlung die Bewer-
berinnen und Bewerber bestimmen oder die Delegierten fiir
die Bewerberbestimmung wihlen. *Satz 1 gilt fiir die Bestim-
mung der Bewerberinnen und Bewerber auf Wahlvorschldgen
von Wiahlergruppen (§ 24 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 2
NKWG) entsprechend.

§6

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.

(2) Abweichend von Absatz 1 tritt § 5 am Tag nach der Ver-
kiindung dieses Gesetzes in Kraft.

Hannover, den 8. November 2012

Der Prisident des Niedersichsischen Landtages

Hermann Dinkla

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkiindet.

Der Niedersichsische Ministerprisident

David McAllister
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Gesetz
iiber die Neubildung der Gemeinde Schladen-Werla,
Landkreis Wolfenbiittel

Vom 8. November 2012

Der Niedersachsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§1

Aus der Stadt Hornburg und den Gemeinden Gielde, Schla-
den und Werlaburgdorf wird die Gemeinde Schladen-Werla
gebildet.

§2

Die Stadt Hornburg und die Gemeinden Gielde, Schladen
und Werlaburgdorf sowie die Samtgemeinde Schladen wer-
den aufgelost.

§3

(1) Die Gemeinde Schladen-Werla ist Rechtsnachfolgerin
der nach § 2 aufgel6sten Kommunen.

(2) 'Soweit die in § 1 genannten bisherigen Gemeinden und
die Samtgemeinde Schladen in einem Gebietsdanderungsver-
trag nichts anderes bestimmt haben, gelten das Ortsrecht der
aufgelosten Gemeinden in seinem jeweiligen rdumlichen Gel-
tungsbereich mit Ausnahme der Hauptsatzungen sowie das Orts-
recht der aufgelosten Samtgemeinde Schladen als Recht der
Gemeinde Schladen-Werla fort. *Unberiihrt bleibt das Recht
der Gemeinde Schladen-Werla, das nach Satz 1 fortgeltende
Ortsrecht zu dndern oder aufzuheben. *Das Ortsrecht der auf-
gelosten Gemeinden tritt spétestens mit Ablauf des 31. Okto-
ber 2014 aufler Kraft. *Satz 3 gilt nicht fiir Ortsrecht, das nur
fiir ein Teilgebiet einer aufgelosten Gemeinde gilt oder eine
Einrichtung einer aufgelosten Gemeinde im Sinne des § 30 des
Niedersdchsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG)
betrifft.

§4

Fir Rechts- und Verwaltungshandlungen, die aus Anlass
der Durchfithrung dieses Gesetzes erforderlich werden, insbe-
sondere Berichtigungen, Eintragungen und Loschungen in 6f-
fentlichen Biichern sowie Amtshandlungen der Vermessungs-
und Katasterverwaltung, sind Kosten weder zu erheben noch
zu erstatten.

§5

(1) 'Die Gemeindewahl und die Wahl zur Biirgermeisterin
oder zum Biirgermeister finden in dem von diesem Gesetz be-
troffenen Gebiet am Tag der Wahl zum Deutschen Bundestag
der 18. Wahlperiode in der Zeit von 8.00 bis 18.00 Uhr statt.
*Die genannten Wahlen sind so durchzufiithren, als seien die
§§ 1 und 2 bereits in Kraft getreten. *Die Funktion der Vertretung
nach dem Niedersdchsischen Kommunalwahlgesetz (NKWG)
wird vom Samtgemeinderat der Samtgemeinde Schladen
wahrgenommen. ‘Sieht der Gebietsdnderungsvertrag die Ein-
richtung von Ortschaften vor, so gilt fiir die Wahl der Ortsréte
§ 91 Abs. 2 NKomVG entsprechend. *Die Mitgliederzahl der
Ortsrite bestimmt sich abweichend von § 91 Abs. 1 Satz 1
NKomVG nach dem Gebietsdnderungsvertrag.

(2) 'Der Samtgemeinderat der Samtgemeinde Schladen be-
ruft in seiner Funktion nach Absatz 1 Satz 3 die Wahlleitung
sowie eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter. “Die
Samtgemeinde Schladen macht die Namen und die Dienstan-
schrift der Wahlleitung 6ffentlich bekannt.

(3) Abweichend von § 80 Abs. 5 Satz 3 NKomVG wird das
Beamtenverhiltnis der Biirgermeisterin oder des Biirgermeis-
ters mit dem Tag der Annahme der Wahl begriindet, jedoch
nicht vor dem 1. November 2013.

(4) Uber die in § 21 Abs. 10 NKWG genannten Fille hinaus
sind Unterschriften nach § 21 Abs. 9 Satz 2 und § 45 d Abs. 3
Satz 2 NKWG fir die in Absatz 1 Satz 1 genannten Wahlen
auch nicht erforderlich fiir den Wahlvorschlag einer Partei
oder einer Wéhlergruppe, die am Tag nach der Verkiindung
dieses Gesetzes in dem Rat einer in § 1 genannten Gemeinde
oder im Samtgemeinderat der Samtgemeinde Schladen mit
mindestens einer Person vertreten war, die aufgrund eines
Wabhlvorschlages dieser Partei oder Wahlergruppe gewéhlt
worden war.

(5) '§ 24 Abs. 1 NKWG ist fiir die in Absatz 1 Satz 1 genann-
ten Wahlen mit der Maf3gabe anzuwenden, dass die Mitglie-
derversammlungen der Parteiorganisationen in den in §1
genannten Gemeinden in einer gemeinsamen Versammlung
die Bewerberinnen und Bewerber bestimmen oder die Dele-
gierten fiir die Bewerberbestimmung wiéhlen. *Satz 1 gilt fiir
die Bestimmung der Bewerberinnen und Bewerber auf Wahl-
vorschldgen von Wahlergruppen (§ 24 Abs. 1 in Verbindung
mit Abs. 2 NKWG) entsprechend.

(6) Fiir die in Absatz 1 genannten Wahlen gelten die Vor-
schriften des Niedersdchsischen Kommunalwahlgesetzes und
der auf dessen Grundlage erlassenen Verordnung mit folgen-
den Mafdgaben:

1. die Mafigaben des § 42 Abs. 7 NKWG finden abweichend
von § 43 Abs. 5 NKWG keine Anwendung,

2. die Vereinigungen nach § 42 Abs. 6 Satz 2 NKWG haben
ihre Beteiligung an den Wahlen abweichend von § 22 Abs. 1
Satz 1 NKWG spitestens am 97. Tag vor der Wahl bis
18.00 Uhr der Landeswahlleiterin oder dem Landeswahl-
leiter anzuzeigen,

3. die Feststellung nach § 22 Abs. 3 NKWG ist abweichend
von § 42 Abs. 6 Satz 2 Nr. 1 NKWG spétestens am 79. Tag
vor der Wahl zu treffen,

4. die Einreichungsfrist fiir Wahlvorschlige endet abwei-
chend von § 21 Abs. 2 Satz 2 NKWG am 69. Tag vor der
Wahl um 18.00 Uhr,

5. die Zulassung der Wahlvorschlége erfolgt abweichend von
§ 28 Abs. 5 NKWG spétestens am 58. Tag vor der Wahl,

6. die Wahlbenachrichtigung erfolgt abweichend von § 18
Abs. 1 Satz 1 der Niedersdchsischen Kommunalwahlord-
nung spétestens am 21. Tag vor der Wahl.

§6
(1) Dieses Gesetz tritt am 1. November 2013 in Kraft.

(2) Abweichend von Absatz 1 tritt § 5 am Tag nach der Ver-
kiindung dieses Gesetzes in Kraft.

Hannover, den 8. November 2012

Der Prisident des Niedersichsischen Landtages

Hermann Dinkla

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkiindet.

Der Niedersichsische Ministerprisident

David McAllister
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Gesetz
iiber die Neubildung der Stadt Geestland,
Landkreis Cuxhaven

Vom 8. November 2012

Der Niedersdchsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§1

Aus der Stadt Langen sowie dem Flecken Bad Bederkesa,
den Gemeinden Drangstedt, Elmlohe, Flogeln, Kohlen, Kiihr-
stedt, Lintig und Ringstedt wird die Stadt Geestland gebildet.

§2

Die Stadt Langen, der Flecken Bad Bederkesa, die Gemein-
den Drangstedt, Elmlohe, Flogeln, Kohlen, Kiihrstedt, Lintig
und Ringstedt sowie die Samtgemeinde Bederkesa werden
aufgelost.

§3

(1) Die Stadt Geestland ist Rechtsnachfolgerin der nach § 2
aufgelosten Kommunen.

(2) "'Soweit die in § 1 genannten Gemeinden und die Samt-
gemeinde Bederkesa in einem Gebietsdnderungsvertrag nichts
anderes bestimmt haben, gilt das Ortsrecht der aufgelosten
Kommunen in seinem jeweiligen rdumlichen Geltungsbereich
mit Ausnahme der Hauptsatzungen als Recht der Stadt Geest-
land fort. *Das Ortsrecht der aufgelosten Kommunen tritt spa-
testens mit Ablauf des 31. Dezember 2015 aufer Kraft. *Satz 2
gilt nicht fir Ortsrecht, das nur fiir ein Teilgebiet einer aufge-
l6sten Kommune gilt oder eine Einrichtung einer aufgelosten
Kommune im Sinne des § 30 des Niedersdchsischen Kommu-
nalverfassungsgesetzes (NKomVG) betrifft. “Unbertihrt bleibt
das Recht der Stadt Geestland, das nach Satz 1 fortgeltende
Ortsrecht zu dndern oder aufzuheben.

§4

'Die Stadt Geestland erhilt die Rechtsstellung einer selb-
stindigen Gemeinde. *§ 14 Abs. 4 NKomVG bleibt unberiihrt.

§5

Fir Rechts- und Verwaltungshandlungen, die aus Anlass
der Durchfithrung dieses Gesetzes erforderlich werden, insbe-
sondere Berichtigungen, Eintragungen und Loschungen in 6f-
fentlichen Biichern sowie Amtshandlungen der Vermessungs-
und Katasterverwaltung, sind Kosten weder zu erheben noch
zu erstatten.

§6

(1) 'Die Gemeindewahl und die Wahl zur Biirgermeisterin
oder zum Biirgermeister finden in dem von diesem Gesetz be-
troffenen Gebiet am 2. November 2014 in der Zeit von 8.00
bis 18.00 Uhr statt. *Die genannten Wahlen sind so durchzu-

fithren, als seien die §§ 1 und 2 bereits in Kraft getreten. *Die
Aufgaben der Vertretung nach dem Niedersichsischen Kom-
munalwahlgesetz (NKWG) werden von einem Gremium, be-
stehend aus den Mitgliedern des Rates der Stadt Langen und
den Mitgliedern des Samtgemeinderates der Samtgemeinde
Bederkesa, wahrgenommen; das Gremium wéhlt in seiner ers-
ten Sitzung unter Leitung des éltesten anwesenden, hierzu be-
reiten Mitgliedes aus seiner Mitte die Vorsitzende oder den
Vorsitzenden. “Sieht der Gebietsdnderungsvertrag die Einrich-
tung von Ortschaften vor, so gilt fir die Wahl der Ortsréte
§ 91 Abs. 2 NKomVG entsprechend. *Die Mitgliederzahl der
Ortsrite bestimmt sich abweichend von § 91 Abs. 1 Satz 1
NKomVG nach dem Gebietsinderungsvertrag.

(2) 'Das Gremium nach Absatz 1 Satz 3 beruft die Wahllei-
tung und eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter. *Die
Stadt Langen und die Samtgemeinde Bederkesa machen die
Namen und die Dienstanschrift der Wahlleitung 6ffentlich be-
kannt.

(3) Abweichend von § 80 Abs. 5 Satz 3 NKomVG wird das
Beamtenverhéltnis der Blirgermeisterin oder des Biirgermeis-
ters mit dem Tag der Annahme der Wahl begriindet, jedoch
nicht vor dem 1. Januar 2015.

(4) Uber die in § 21 Abs. 10 NKWG genannten Fille hinaus
sind Unterschriften nach § 21 Abs. 9 Satz 2 und § 45 d Abs. 3
Satz 2 NKWG fiir die in Absatz 1 Satz 1 genannten Wahlen
auch nicht erforderlich fiir den Wahlvorschlag einer Partei
oder einer Wahlergruppe, die am Tag nach der Verkiindung
dieses Gesetzes in dem Rat einer in § 1 genannten Gemeinde
oder im Samtgemeinderat der Samtgemeinde Bederkesa mit
mindestens einer Person vertreten war, die aufgrund eines
Wabhlvorschlages dieser Partei oder Wahlergruppe gewdhlt
worden war.

(5) '§ 24 Abs. 1 NKWG ist fiir die in Absatz 1 Satz 1 genann-
ten Wahlen mit der Maf’gabe anzuwenden, dass die Mitglie-
derversammlungen der Parteiorganisationen in den in § 1
genannten Gemeinden in einer gemeinsamen Versammlung
die Bewerberinnen und Bewerber bestimmen oder die Dele-
gierten fiir die Bewerberbestimmung wiéhlen. *Satz 1 gilt fiir
die Bestimmung der Bewerberinnen und Bewerber auf Wahl-
vorschldgen von Wéhlergruppen (§ 24 Abs. 1 in Verbindung
mit Abs. 2 NKWG) entsprechend.

§7
(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.

(2) Abweichend von Absatz 1 tritt § 6 am Tag nach der Ver-
kiindung dieses Gesetzes in Kraft.

Hannover, den 8. November 2012

Der Prisident des Niedersichsischen Landtages

Hermann Dinkla

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkiindet.

Der Niedersichsische Ministerprisident

David McAllister
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Gesetz
zur Neuregelung des Hinterlegungsrechts
und zur Anderung des Gesetzes iiber Kosten
im Bereich der Justizverwaltung

Vom 9. November 2012

Der Niedersdchsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Niedersachsisches Hinterlegungsgesetz
(NHintG)

Inhaltstubersicht

Erster Teil

Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Regelungsgegenstand

§ 2 Arten der Hinterlegung

§ 3 Hinterlegungsstellen

§ 4 Abgabe an eine andere Hinterlegungsstelle

§ 5 Beteiligte

§ 6 Akteneinsicht

§ 7 Uberpriifung von Entscheidungen der Hinterlegungsstelle

Zweiter Teil
Annahme zur Hinterlegung

§ 8 Annahmeverfiigung
§ 9 Annahmeantrag
§ 10 Einzahlung oder Einlieferung vor Stellung des Annahmeantrages
§11 Verfahren nach Entscheidung iiber den Annahmeantrag

Dritter Teil

Verwaltung der Hinterlegungsmasse

§ 12 Verwaltung hinterlegter Geldbetrége

§13 Verwaltung von hinterlegten Wertpapieren, Fremdwéhrungs-
betrédgen, sonstigen Urkunden und Kostbarkeiten

§ 14 Anzeige der Hinterlegung an die Glaubigerin oder den Glaubiger
§ 15 Benachrichtigungen

Vierter Teil
Herausgabe der Hinterlegungsmasse

§ 16 Herausgabeverfiigung

§17 Antrag auf Herausgabe

§ 18 Verfahren nach Entscheidung tiber den Antrag auf Herausgabe
§19 Frist zur Klage

Finfter Teil

Erloschen des Anspruchs auf Herausgabe der Hinterlegungsmasse

§ 20 EinunddreiBigjdhrige Frist

§ 21 DreiBigjéhrige Frist

§ 22 Verfall der Hinterlegungsmasse
§23 Ubergangsvorschriften

Erster Teil

Allgemeine Bestimmungen

§1
Regelungsgegenstand

Dieses Gesetz regelt das Verfahren der Hinterlegung fiir
durch Rechtsvorschrift oder Rechtsgeschaft vorgesehene oder
durch eine Behorde oder ein Gericht angeordnete oder zuge-
lassene Hinterlegungen in Niedersachsen.

§2
Arten der Hinterlegung

'Geld in Form gesetzlicher oder gesetzlich zugelassener
Zahlungsmittel wird durch Einzahlung des Geldbetrages bei

der Hinterlegungsstelle hinterlegt (Geldhinterlegung). *Geld
eines fremden Wahrungsgebiets, Wertpapiere, sonstige Ur-
kunden und Kostbarkeiten werden durch Einlieferung bei der
Hinterlegungsstelle, Wertpapierguthaben durch Ubertragung
auf die Hinterlegungsstelle hinterlegt (Werthinterlegung).

§3

Hinterlegungsstellen

(1) Annahme, Verwaltung und Herausgabe der Hinterle-
gungsmasse obliegen den Hinterlegungsstellen.

(2) "Hinterlegungsstelle ist das Amtsgericht, fiir Werthinter-
legungen jedoch nur das Amtsgericht am Sitz des Landge-
richts. ?Die Aufgaben der Hinterlegungsstelle werden von
Rechtspflegerinnen und Rechtspflegern wahrgenommen. *Die
§§ 4, 12 und 13 des Rechtspflegergesetzes finden entsprechen-
de Anwendung.

(3) Das Justizministerium wird erméchtigt, durch Verord-
nung ein Amtsgericht als Hinterlegungsstelle fiir die Bezirke
mehrerer Amtsgerichte zu bestimmen.

§4

Abgabe an eine andere Hinterlegungsstelle

(1) 'Die Hinterlegungsstelle kann eine bei ihr anhéngige Sa-
che an eine andere Hinterlegungsstelle abgeben, wenn die Ab-
gabe sachdienlich erscheint und die andere Hinterlegungs-
stelle zustimmt. *Stimmt die andere Hinterlegungsstelle nicht
zu, so legt die Hinterlegungsstelle, die die Sache abgeben will,
die Sache der Richterin oder dem Richter vor, die oder der an
dem gemeinsamen ndchsthéheren Gericht die Dienstaufsicht
fihrt.

(2) "Entscheidungen nach Absatz 1 sind unanfechtbar. *Die
Hinterlegungsstelle, die die Sache tibernimmt, hat die Betei-
ligten von der Ubernahme zu benachrichtigen.

§5
Beteiligte
(1) Am Hinterlegungsverfahren ist beteiligt, wer
1. die Annahme zur Hinterlegung beantragt,

2. von der hinterlegenden Person oder Stelle schriftlich im
Annahmeantrag oder spéter als Empfangerin oder Empfan-
ger der Hinterlegungsmasse bezeichnet wird,

3. einen Antrag auf Herausgabe gestellt hat, der den Anforde-
rungen des § 17 Satz 1 entspricht,

4. gegeniiber der Hinterlegungsstelle glaubhaft macht, zum
Empfang der Hinterlegungsmasse berechtigt zu sein.

(2) Beteiligt sind ferner Behérden und Gerichte, die ein Er-
suchen an die Hinterlegungsstelle richten.

§6
Akteneinsicht

Beteiligte sind berechtigt, die Hinterlegungsakten einzuse-
hen, soweit nicht schwerwiegende Interessen einer oder eines
Beteiligten entgegenstehen.
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§7
Uberpriifung von Entscheidungen der Hinterlegungsstelle

(1) 'Gegen Entscheidungen der Hinterlegungsstelle nach § 3
Abs. 2 Satz 2 findet die Beschwerde statt. “Die Beschwerde ist
bei der Hinterlegungsstelle schriftlich oder zu Protokoll der
Geschaftsstelle einzulegen.

(2) 'Hélt die Hinterlegungsstelle die Beschwerde fiir begriin-
det, so hilft sie ihr ab. >Anderenfalls legt sie die Beschwerde
unverziglich der Richterin oder dem Richter des Amtsge-
richts vor, die oder der die Dienstaufsicht fiihrt. *Die Entschei-
dung der Richterin oder des Richters ist nach den fir die
Zustellung von Amts wegen geltenden Vorschriften der Zivil-
prozessordnung bekannt zu geben.

(3) Gegen die Entscheidung tiber die Beschwerde ist der An-
trag auf gerichtliche Entscheidung nach § 23 des Einftthrungs-
gesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetz (im Folgenden: EGGVG)
statthaft; die §§ 24 bis 30 EGGVG gelten insoweit entsprechend.

(4) "Ist durch die Entscheidung nach Absatz 2 Satz 3 ein An-
trag auf Herausgabe der Hinterlegungsmasse abgelehnt wor-
den, so ist fiir eine Klage auf Herausgabe gegen das Land nur
der ordentliche Rechtsweg gegeben. *Fiir die Klage ist ohne
Rucksicht auf den Wert des Streitgegenstandes das Landge-
richt zustdndig, in dessen Bezirk die Hinterlegungsstelle liegt.

Zweiter Teil

Annahme zur Hinterlegung

§8

Annahmeverfiigung

'Die Annahme zur Hinterlegung bedarf einer Verfiigung der
Hinterlegungsstelle (Annahmeverfiigung). *Die Annahme wird
verfigt

1. auf Antrag der Person, die hinterlegen will, (Annahmean-
trag) oder

2. auf Ersuchen einer Behorde oder eines Gerichts.

§9

Annahmeantrag

(1) 'Der Annahmeantrag ist bei der Hinterlegungsstelle
schriftlich oder zu Protokoll der Geschéftsstelle zu stellen. *Im
Annahmeantrag sollen angegeben werden

1. bei einer Hinterlegung durch eine natiirliche Person der
Vorname, der Familienname, die Anschrift, das Geburts-
datum und der Geburtsort, und, falls eine Vertreterin oder
ein Vertreter den Annahmeantrag stellt, zusétzlich deren
oder dessen Namen und Anschrift,

2. bei einer Hinterlegung durch eine juristische Person oder
eine Handelsgesellschaft die Firma, die Anschrift, der Vor-
name und der Familienname der gesetzlichen Vertreterin
oder des gesetzlichen Vertreters sowie gegebenenfalls die
Handelsregisternummer und der Sitz des Amtsgerichts,
bei dem die juristische Person oder die Handelsgesell-
schaft eingetragen ist, und, falls eine Vertreterin oder ein
Vertreter den Annahmeantrag stellt, zusétzlich deren oder
dessen Namen und Anschrift,

3. die Tatsachen, welche die Hinterlegung rechtfertigen (Hin-
terlegungsgrund), und, wenn bei einer Behorde oder einem
Gericht ein Verfahren anhéngig ist, das mit der Hinterle-
gung im Zusammenhang steht, die Bezeichnung der Sache,
der Behorde oder des Gerichts und das Aktenzeichen,

4. bei einer Hinterlegung von Geld der Betrag in Ziffern und
Buchstaben sowie die Wahrung,

5. bei einer Hinterlegung von Wertpapieren

a) deren Unterscheidungsmerkmale, zum Beispiel die Gat-
tung, der Jahrgang, die Reihe, die Buchstaben, die
Nummer, der Nennbetrag und der Zinssatz,
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b) die Anzahl und die Bezeichnung von zu den hinterleg-
ten Wertpapieren gehorenden Erneuerungs-, Zins- oder
Gewinnanteilsscheinen,

6. bei einer Hinterlegung von sonstigen Urkunden deren ge-
naue Bezeichnung und gegebenenfalls der darin angegebene
Wertbetrag,

7. bei einer Hinterlegung von Kostbarkeiten deren Wert so-
wie deren Unterscheidungsmerkmale, zum Beispiel die
Gattung und der Stoff.

%Ist die Hinterlegung durch eine Behérde oder ein Gericht an-
geordnet oder zugelassen worden, so soll dem Annahmean-
trag die Entscheidung in Urschrift oder Abschrift beigefiigt
werden.

(2) 'In dem Annahmeantrag sollen die Personen, die als Be-
rechtigte zum Empfang der Hinterlegungsmasse in Frage kom-
men, entsprechend Absatz 1 Satz 2 Nrn. 1 und 2 bezeichnet
und bei Geldhinterlegungen deren Konten bei einem Kreditin-
stitut angegeben werden. *Wird zur Befreiung von einer Ver-
bindlichkeit hinterlegt und besteht Ungewissheit tiber die Person
der Gldubigerin oder des Gldaubigers, so sollen alle in Frage
kommenden Personen entsprechend Satz 1 bezeichnet und
deren Konten angegeben werden. *Ist das Recht zum Empfang
der Hinterlegungsmasse von der Bewirkung einer Gegenleis-
tung abhingig, so ist die Gegenleistung anzugeben. *Bei einer
Hinterlegung fiir unbekannte Erben sollen auch der Vorname,
der Familienname, die letzte Anschrift und das Sterbedatum
der Erblasserin oder des Erblassers angegeben werden.

(3) Erfolgt die Hinterlegung, weil ein unbekannter Glaubiger
durch ein Aufgebotsverfahren, insbesondere nach § 1171 des
Birgerlichen Gesetzbuchs (BGB), ausgeschlossen werden soll,
so ist dem Annahmeantrag der Nachweis beizuftigen, dass das
Aufgebotsverfahren eingeleitet ist.

(4) Bei weiteren Hinterlegungen in derselben Angelegenheit
soll auf den vorangegangenen Annahmeantrag hingewiesen
werden; hinsichtlich der Griinde fir die Hinterlegung kann
auf die fritheren Angaben Bezug genommen werden.

§10

Einzahlung oder Einlieferung vor Stellung
des Annahmeantrages

Ist der Geldbetrag eingezahlt oder der Gegenstand eingelie-
fert worden und liegt noch kein oder nur ein den Anforderun-
gen nach § 9 nicht entsprechender Annahmeantrag vor, so hat
die Hinterlegungsstelle die einzahlende oder einliefernde Per-
son zur Stellung eines den Anforderungen des § 9 entspre-
chenden Annahmeantrages innerhalb einer bestimmten Frist
mit dem Hinweis aufzufordern, dass nach fruchtlosem Ablauf
der Frist der Geldbetrag zurtickgezahlt oder der Gegenstand
zurtickgesandt wird.

§11
Verfahren nach Entscheidung tiber den Annahmeantrag

'Die Hinterlegungsstelle benachrichtigt die Antragstellerin
oder den Antragsteller von der Entscheidung iiber den Annah-
meantrag. “Ist die Annahme verfiigt und ist noch nicht einge-
zahlt oder eingeliefert worden, so ist in der Benachrichtigung
eine Frist fir die Einzahlung oder Einlieferung zu setzen.
*Wird innerhalb der Frist nicht eingezahlt oder eingeliefert, so
gilt der Annahmeantrag als zurtickgenommen; die Annahme-
verfiigung wird unwirksam. *Auf die Rechtsfolgen nach Satz 3
ist in der Benachrichtigung hinzuweisen.

Dritter Teil

Verwaltung der Hinterlegungsmasse
§12
Verwaltung hinterlegter Geldbetréige

(1) 'Die Hinterlegungsstelle kann auf Antrag einer oder eines
Beteiligten anordnen, dass ein hinterlegter Geldbetrag zum
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Ankauf von bestimmten Wertpapieren im Sinne des § 1807
Abs. 1 Nr. 4 BGB verwendet wird. *Sie hat vorher die tibrigen
Beteiligten zu horen.

(2) 'Der hinterlegte Geldbetrag wird nach Mafigabe der St-
ze 2 bis 5 verzinst, wenn er sich auf mindestens 10 000 Euro
beléuft. ?Die Verzinsung beginnt drei Monate nach Ablauf des
Monats, in dem der Betrag eingezahlt worden ist; sie endet mit
dem Ablauf des Monats, der dem Tag der Auszahlungsverfi-
gung vorhergeht. *Der Zinssatz betrdgt monatlich 1 vom Tausend
des eingezahlten Geldbetrages. *Die Zinsen werden jeweils
mit dem Ablauf des Kalenderjahres oder, wenn das Geld vorher
herausgegeben wird, mit der Herausgabe fillig. 5Zinsen wer-
den nicht verzinst.

§13

Verwaltung von hinterlegten Wertpapieren,
Fremdwahrungsbetrdgen, sonstigen Urkunden
und Kostbarkeiten

(1) 'Die Hinterlegungsstelle verwahrt und verwaltet hinter-
legte Wertpapiere und Wertpapierguthaben. *Wertpapiere und
Wertpapierguthaben kénnen einem vom Justizministerium
bestimmten Kreditinstitut zur Verwahrung und Verwaltung
iiberlassen werden. *Mit Zustimmung der oder des Beteiligten
nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 konnen Wertpapiere wihrend der Hin-
terlegung in Wertpapierguthaben umgewandelt werden.

(2) "Eingelieferte Zahlungsmittel eines fremden Wéhrungs-
gebiets werden unverandert aufbewahrt. *Sie konnen auf An-
trag einer oder eines Beteiligten mit Zustimmung der iibrigen
Beteiligten in gesetzliche oder gesetzlich zugelassene Zahlungs-
mittel umgetauscht werden.

(3) 'Sonstige Urkunden und Kostbarkeiten werden unver-
andert aufbewahrt. *Die Hinterlegungsstelle kann durch eine
Sachverstdndige oder einen Sachverstindigen den Wert von
Kostbarkeiten schitzen oder ihre Beschaffenheit feststellen
lassen. *Die Kosten der Schitzung oder der Feststellung trigt
die hinterlegende Person.

§14

Anzeige der Hinterlegung an die Glaubigerin
oder den Gldaubiger

(1) "Ist zur Befreiung von einer Verbindlichkeit hinterlegt
worden, so soll die Hinterlegungsstelle die Schuldnerin oder
den Schuldner alsbald nach der Hinterlegung unter Hinweis
auf § 382 BGB zu dem Nachweis auffordern, dass und wann
die Glaubigerin oder der Gldubiger die Anzeige von der Hin-
terlegung empfangen hat. *Fiihrt die Schuldnerin oder der
Schuldner den Nachweis nicht innerhalb von drei Monaten
nach Bekanntgabe der Aufforderung, so soll die Hinterle-
gungsstelle im Namen und auf Kosten der Schuldnerin oder
des Schuldners der Gldubigerin oder dem Gldubiger die Hin-
terlegung anzeigen; in der Aufforderung nach Satz 1 muss auf
diese Rechtsfolge hingewiesen werden.

(2) 'Die Aufforderung nach Absatz 1 Satz 1 und die Anzeige
nach Absatz 1 Satz 2 sind nach den fir die Zustellung von
Amts wegen geltenden Vorschriften der Zivilprozessordnung
bekannt zu machen. *Erscheint die Schuldnerin oder der Schuld-
ner zur Stellung des Annahmeantrags personlich, so soll ihr
oder ihm die Aufforderung nach Absatz 1 Satz 1 sogleich durch
Aushidndigung zugestellt werden (§ 173 der Zivilprozessord-
nung).

§15
Benachrichtigungen

(1) 'Die Hinterlegungsstelle benachrichtigt

1. von der Hinterlegung eines Sparbuchs die Ausstellerin
oder den Aussteller des Sparbuchs,

2. von einer Hinterlegung fiir unbekannte Erben das zustdn-
dige Nachlassgericht,

3. von der Hinterlegung fiir eine Minderjdhrige oder einen
Minderjdhrigen das zustdndige Familiengericht,

4. von der Hinterlegung fiir eine Betreute oder einen Betreu-
ten oder fiir eine Person, beziiglich derer ein Verfahren zur
Bestellung einer Betreuerin oder eines Betreuers anhingig
ist, das zustdndige Betreuungsgericht,

5. von der Hinterlegung eines Bargebots im Sinne des § 49
Abs. 1 des Gesetzes tiber die Zwangsversteigerung und die
Zwangsverwaltung (im Folgenden: ZVG) das zustdndige
Vollstreckungsgericht,

6. von der Hinterlegung einer Sicherheit nach den Vorschrif-
ten der Strafprozessordnung die zustidndige Staatsanwalt-
schaft.

*Benachrichtigungspflichten nach anderen Rechtsvorschrif-
ten bleiben unbertihrt.

(2) In den Benachrichtigungen nach Absatz 1 Satz 1 teilt die
Hinterlegungsstelle die Vornamen und die Familiennamen,
die Firmenbezeichnungen sowie die Anschriften der Beteilig-
ten und im Fall des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 2 zusétzlich den
Vornamen und den Familiennamen, die letzte Anschrift und
den Sterbetag der Erblasserin oder des Erblassers mit.

Vierter Teil

Herausgabe der Hinterlegungsmasse

§16
Herausgabeverfiigung

(1) 'Die Herausgabe der Hinterlegungsmasse bedarf einer
Verfiigung der Hinterlegungsstelle (Herausgabeverfiigung).
*Die Herausgabe wird auf Antrag der Person, die ihre Berechti-
gung zum Empfang der Hinterlegungsmasse nachweist, oder auf
Ersuchen einer Behorde oder eines Gerichts verfiigt. *Bestehen
Zweifel an der Berechtigung eines Ersuchens nach Satz 2,
welche die ersuchende Stelle nicht berticksichtigt hat, so ist
ihr dies mitzuteilen. *Hélt die Stelle ihr Ersuchen gleichwohl
aufrecht, so ist ihm stattzugeben.

(2) Der Nachweis der Berechtigung zum Empfang der Hin-
terlegungsmasse gilt insbesondere als gefithrt, wenn

1. die Beteiligten die Herausgabe an die Empfangerin oder
den Empfanger bewilligt haben,

2. die Berechtigung der Antragstellerin oder des Antragstel-
lers zum Empfang der Hinterlegungsmasse gegentiber den
Beteiligten oder dem Land rechtskréftig festgestellt ist.

(3) "Die fiir den Nachweis der Berechtigung wesentliche Er-
kldrung einer oder eines Beteiligten ist schriftlich abzugeben;
sie kann auch bei der Geschéftsstelle der Hinterlegungsstelle
zu Protokoll gegeben werden. *Die Hinterlegungsstelle kann
verlangen, dass die Unterschrift unter der Erklarung nach Satz 1
Halbsatz 1 offentlich beglaubigt wird. *Satz 2 gilt entspre-
chend, wenn der Hinterlegungsstelle eine Vollmachtsurkunde
vorgelegt wird.

(4) Gehort die Hinterlegungsmasse zum Vermdgen einer
Stiftung und ist aufgrund stiftungsrechtlicher Vorschriften
oder Anordnungen hinterlegt worden, so ist die Herausgabe
nur zu verfligen, wenn die Genehmigung der Behorde, die die
Aufsicht tiber die Stiftung fiihrt, vorliegt.

(5) Die Hinterlegungsstelle kann die Herausgabeverfiigung
aufheben, wenn ihr nach der Verfiigung der Herausgabe Um-
stinde bekannt werden, die der Herausgabe der Hinterle-
gungsmasse entgegenstehen.

§17

Antrag auf Herausgabe

'Der Antrag auf Herausgabe ist bei der Hinterlegungsstelle
schriftlich oder zu Protokoll der Geschiiftsstelle zu stellen; da-
bei muss glaubhaft gemacht werden, woraus sich der Heraus-
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gabeanspruch ergibt. *Soll ein hinterlegter Geldbetrag oder ein
Wertpapierguthaben herausgegeben werden, so soll die Antrag-
stellerin oder der Antragsteller ein Konto bei einem Kreditins-
titut angeben.

§18

Verfahren nach Entscheidung
iiber den Antrag auf Herausgabe

(1) Die Herausgabe erfolgt
1. bei der Geldhinterlegung durch Auszahlung,

2. bei Wertpapierguthaben durch Ubertragung auf ein Depot-
konto,

3. im Ubrigen durch Ubergabe der hinterlegten Gegenstinde.

(2) Die Hinterlegungsstelle ist zur Herausgabe nur an ihrem
Sitz verpflichtet.

§19
Frist zur Klage

(1) "Ist ein Antrag auf Herausgabe der Hinterlegungsmasse
gestellt worden, so kann die Hinterlegungsstelle den Beteilig-
ten, die die Herausgabe nicht bewilligt haben, eine Frist von
mindestens einem Monat setzen, binnen derer die Beteiligten
ihr die Erhebung einer Klage zur Verfolgung ihrer Anspriiche
nachzuweisen haben. *Die Hinterlegungsstelle soll von dieser
Moglichkeit nur Gebrauch machen, wenn es unbillig wire,
von der Antragstellerin oder dem Antragsteller weitere Nach-
weise tiber die Empfangsberechtigung zu verlangen.

(2) 'Die Frist nach Absatz 1 Satz 1 beginnt mit dem Eintritt
der Unanfechtbarkeit der Verfiigung. *Nach Ablauf der Frist
gilt die Herausgabe von den Beteiligten als bewilligt, die bis
zum Ablauf der Frist der Hinterlegungsstelle die Erhebung der
Klage nicht nachgewiesen haben.

(3) 'Die Fristsetzung ist den Beteiligten im Sinne des Absat-
zes 1 Satz 1 und der Antragstellerin oder dem Antragsteller
nach den fiir die Zustellung von Amts wegen geltenden Vor-
schriften der Zivilprozessordnung bekannt zu geben. *Die Be-
schwerde (§ 7 Abs. 1) gegen die Fristsetzung ist innerhalb von
zwei Wochen nach Bekanntgabe bei der Hinterlegungsstelle
schriftlich oder zu Protokoll der Geschiftsstelle einzulegen;
§ 26 Abs. 2 bis 4 EGGVG gilt entsprechend.

Finfter Teil

Erléschen des Anspruchs auf Herausgabe
der Hinterlegungsmasse

§20
EinunddreiBigjdhrige Frist

(1) In den Féllen der AusschlieBung unbekannter Gldaubiger
(§ 9 Abs. 3), des § 372 BGB und des § 142 Satz 1 ZVG erlischt
der Anspruch auf Herausgabe der Hinterlegungsmasse mit
dem Ablauf von 31 Jahren, wenn nicht zu diesem Zeitpunkt
ein Antrag auf Herausgabe und der Nachweis der Berechti-
gung vorliegen.

(2) 'Die Frist nach Absatz 1 beginnt

1. im Fall des § 382 BGB mit dem Zeitpunkt, in dem die
Glaubigerin oder der Gldubiger die Anzeige von der Hin-
terlegung empfangen hat,

2. in den Féllen, in denen die Anzeige durch die Schuldnerin
oder den Schuldner nicht erforderlich und deshalb unter-
blieben ist (§ 374 Abs. 2 Satz 2 BGB), mit der Hinterle-
gung,

3. in den Fillen, in denen die Hinterlegungsstelle die Anzei-
ge gemdf § 14 Abs. 1 Satz 2 nachholt, mit deren Bekannt-
gabe,

4. in den Féllen der AusschliefSung unbekannter Glaubiger,
insbesondere des § 1171 BGB, mit der Rechtskraft des Aus-
schlieBungsbeschlusses,
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5. in den Féllen des § 142 Satz 1 ZVG mit der Hinterlegung,
jedoch in den Fallen der §§ 120 und 121 ZVG erst mit dem
Eintritt der Bedingung, unter der hinterlegt worden ist.

’Im Fall des Satzes 1 Nr. 4 hat das Gericht den Ausschlie-
flungsbeschluss der Hinterlegungsstelle zur Kenntnis zu geben.
SWenn in den Fillen des Satzes 1 Nr. 5 die Frist mit dem Ein-
tritt der Bedingung beginnt, aber deren Eintritt nicht ermittelt
werden kann, beginnt die Frist mit dem Ablauf von zehn Jahren
seit der Hinterlegung oder, wenn die Bedingung erst in einem
spéteren Zeitpunkt eintreten konnte, mit dem Ablauf von zehn
Jahren seit diesem Zeitpunkt.

§21
Dreifligjahrige Frist

(1) In den Féllen, die nicht in § 20 geregelt sind, erlischt der
Anspruch auf Herausgabe der Hinterlegungsmasse mit dem
Ablauf einer Frist von 30 Jahren nach der Hinterlegung, wenn
nicht in dem Zeitpunkt des Ablaufs der Frist ein Antrag auf
Herausgabe und der Nachweis der Berechtigung vorliegen.

(2) 'Bei Hinterlegungen aufgrund der §§ 1814 und 1818 BGB,
jeweils auch in Verbindung mit § 1667 Abs. 2 Satz 2 oder
§ 1915 Abs. 1 Satz 1 BGB, miissen auflerdem 20 Jahre seit
dem Zeitpunkt abgelaufen sein, in dem die elterliche Sorge,
die Betreuung, die Vormundschaft oder die Pflegschaft been-
det ist. ’In den Féllen der Abwesenheitspflegschaft gentigt der
Ablauf der in Absatz 1 bestimmten Frist.

§22

Verfall der Hinterlegungsmasse

'"Mit dem Erléschen des Anspruchs auf Herausgabe nach
§ 20 oder § 21 verfillt die Hinterlegungsmasse dem Land.
*Zugleich erléschen damit alle Anspriiche, die mit der Emp-
fangsberechtigung verbunden sind.

§23
Ubergangsvorschriften

Weitere Beschwerden, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes
anhéngig sind, bleiben zuldssig.

Artikel 2

Anderung des Gesetzes
tiber Kosten im Bereich der Justizverwaltung

Das Gesetz tiber Kosten im Bereich der Justizverwaltung in
der Fassung vom 1. Juli 1992 (Nds. GVBL. S. 187), zuletzt ge-
dndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. Dezember 2010
(Nds. GVBL. S. 553), wird wie folgt gedndert:

1. § 4 Nr. 2 erhilt folgende Fassung:

,»2. die Betrdge, die bei dem Umtausch von Zahlungsmit-
teln im Sinne des § 13 Abs. 2 Satz 2 des Niederséchsi-
schen Hinterlegungsgesetzes (NHintG) oder bei der
Verwaltung von hinterlegten Wertpapieren nach § 13
NHintG an Kreditinstitute oder an andere Stellen zu
zahlen sind,“.

2. §5 Abs. 3 wird wie folgt gedndert:
a) Nummer 6 erhilt folgende Fassung:

,6. Ist bei Betreuungen aufgrund einer gesetzlichen
Verpflichtung oder einer Anordnung des Betreu-
ungsgerichts hinterlegt worden, so ist § 92 Abs. 1
Satz 1 der Kostenordnung entsprechend anzuwen-
den.”

b) Es wird die folgende neue Nummer 7 eingefiigt:

,7. Ist bei Vormundschaften und Pflegschaften fir
Minderjihrige aufgrund einer gesetzlichen Ver-
pflichtung oder aufgrund einer Entscheidung des
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Familiengerichts nach § 1667 BGB hinterlegt wor-
den, so ist Anlage 1 Teil 1 Vorbemerkung 1.3.1
Abs. 2 des Gesetzes tiber Gerichtskosten in Famili-
ensachen entsprechend anzuwenden.“

c) Die bisherigen Nummern 7 und 8 werden Nummern 8
und 9.

. § 8 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 2 Satz 2 wird nach dem Wort ,Hinterlegungs-
ordnung” die Angabe ,,in der bis zum 30. Juni 1992 gel-
tenden Fassung"” eingefligt.

b) Es wird der folgende Absatz 4 angeftigt:

»(4) Auf die Bewilligung des laufenden Bezugs und
die Erteilung von Abdrucken aus dem Schuldnerver-
zeichnis nach § 915 der Zivilprozessordnung in der bis
zum 31. Dezember 2012 geltenden Fassung, das geméafs
§ 39 Nr. 5 des Gesetzes betreffend die Einfiihrung der
Zivilprozessordnung fortgefiihrt wird, bleibt das Gesetz
in der bis zum 31. Dezember 2012 geltenden Fassung
weiterhin anwendbar.”

4. Das Gebiihrenverzeichnis (Anlage zu § 1 Abs. 2) wird wie

folgt geéndert:

a) Nummer 2 erhélt folgende Fassung:

,2  Schuldnerverzeichnis

2.1 Entscheidung tiber den Antrag
auf Bewilligung des laufenden
Bezugs von Abdrucken
(§ 882 g der Zivilprozessordnung) 525 EUR

2.2 Erteilung von Abdrucken (§§ 882 b,
882 g der Zivilprozessordnung) 0,50 EUR
je Eintragung,
mindestens
17 EUR

Anmerkung:

Neben den Gebiihren fir die
Erteilung von Abdrucken werden
die Dokumentenpauschale und die
Datentragerpauschale (§ 4 Abs. 1,
2 und 5 der Justizverwaltungs-
kostenordnung) nicht erhoben.

2.3 Einsicht in das Schuldnerverzeich-
nis (§ 882 f der Zivilprozessord-
nung) je tbermitteltem Datensatz 4,50 EUR

Anmerkungen:

a) Die Gebiuhr entsteht auch,
wenn die Information tiber-
mittelt wird, dass fiir den
Schuldner kein Eintrag ver-
zeichnet ist (Negativauskunft).

b) Die Gebiihr entsteht nicht
im Fall einer Auskunft iiber
die antragstellende Person
(Selbstauskunft).“

b) In Nummer 3.1 erhélt die Spalte ,,Gegenstand“ folgen-
de Fassung:

,Annahmeverfiigung nach § 8 NHintG".

¢) Nummer 3.2 wird wie folgt gedndert:

aa) In der Spalte ,Gegenstand“ wird die Verweisung
»§ 11 Abs. 2 der Hinterlegungsordnung“ durch die
Verweisung ,,§ 14 Abs. 1 Satz 2 NHintG" ersetzt.

bb) In der Anmerkung wird die Angabe ,,§ 137 Nrn. 2
und 3“ durch die Angabe ,,§ 137 Nr. 2“ ersetzt.

Artikel 3

Inkrafttreten
(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten

1. die Hinterlegungsordnung vom 10. Mérz 1937 in der Fas-

sung des Gesetzes vom 21. Juli 1956 (Nds. GVBL Sb. II
S. 456), zuletzt gedndert durch Artikel 38 des Gesetzes vom
20. November 2001 (Nds. GVBL. S. 701),

. die Verordnung zur Durchfiihrung der Hinterlegungsord-

nung vom 12. Mérz 1937 in der Fassung des Gesetzes vom
21. Juli 1956 (Nds. GVBL. Sb. I S. 460) und

. die Zweite Verordnung zur Durchfiihrung der Hinterle-

gungsordnung vom 24. November 1939 (Nds. GVBL. Sb. II
S. 460)

aufler Kraft.

Hannover, den 9. November 2012

Der Prisident des Niedersichsischen Landtages

Hermann Dinkla

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkiindet.

Der Niedersichsische Ministerprisident

David McAllister
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. Verordnung
zur Anderung von Zustindigkeitsverordnungen

Vom 8. November 2012

Aufgrund

des § 155 Abs. 2 der Gewerbeordnung in der Fassung vom 22. Fe-
bruar 1999 (BGBL. I S. 202), zuletzt gedndert durch Artikel 3
des Gesetzes vom 15. Dezember 2011 (BGBI. I S. 2714),

des § 1 Buchst. a und b des Gesetzes tiber die Regelung von
Zustandigkeiten im Gewerbe-, Umwelt- und Arbeitsschutz-
recht sowie in anderen Rechtsgebieten vom 26. April 1965
(Nds. GVBL. S. 91), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 20. Fe-
bruar 2009 (Nds. GVBI. 24),

des Artikels I § 5 Satz 1 des Fiinften Gesetzes zur Verwaltungs-
und Gebietsreform vom 21. Juni 1972 (Nds. GVBL. S. 309), zu-
letzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17. Februar
2010 (Nds. GVBL. S. 59),

des § 92 Satz 2 sowie des § 93 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 1 des Vier-
ten Buchs des Sozialgesetzbuchs in der Fassung vom 12. No-
vember 2009 (BGBL. 1 S. 3710, 3973; 20111 S. 363), zuletzt
gedndert durch Artikel 12 a des Gesetzes vom 19. Oktober
2012 (BGBL.18S. 2192),

des § 13 a Satz 1 des Gesetzes iiber die Anderung von Familien-
namen und Vornamen in der im Bundesgesetzblatt Teil III,
Gliederungsnummer 401-1, ver6ffentlichten bereinigten Fassung,
zuletzt gedndert durch Artikel 54 des Gesetzes vom 17. De-
zember 2008 (BGBI. I S. 2586),

des Artikels I § 2 Abs. 3 Satz 1 der Ersten Verordnung zur
Durchfiihrung des Gesetzes iiber die Anderung von Familien-
namen und Vornamen in der im Bundesgesetzblatt Teil III,
Gliederungsnummer 401-1-1, veroffentlichten bereinigten
Fassung, zuletzt gedndert durch Artikel 15 des Gesetzes vom
3. Dezember 2001 (BGBI. I S. 3306), und

des § 97 Abs. 3 Satz 1 des Niedersdchsischen Gesetzes iiber
die offentliche Sicherheit und Ordnung in der Fassung vom
19. Januar 2005 (Nds. GVBL. S. 9), zuletzt gedndert durch Arti-
kel 7 des Gesetzes vom 13. Oktober 2011 (Nds. GVBI. S. 353),

wird verordnet:

Artikel 1

Anderung der Verordnung iiber Zustindigkeiten
auf dem Gebiet des Wirtschaftsrechts
sowie in anderen Rechtsgebieten

Die Verordnung tiber Zustdndigkeiten auf dem Gebiet des
Wirtschaftsrechts sowie in anderen Rechtsgebieten vom 18. No-
vember 2004 (Nds. GVBL. S. 482), zuletzt gedndert durch Ver-
ordnung vom 23. August 2012 (Nds. GVBL. S. 342), wird wie
folgt geandert:

1. § 1 wird wie folgt gedndert:
a) Es wird der folgende neue Absatz 2 eingefiigt:

»(2) '"Auf Antrag einer kreisangehérigen Gemeinde
kann das Ministerium fiir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr

1. die Aufgaben nach § 15 Abs. 2, den §§ 30, 33 i,
34 Abs. 1,den §§ 34 a, 34 b Abs. 1 bis 4, § 38 Abs. 1,
2 und 4, den §§ 55, 55 a Abs. 2, § 55 b Abs. 2 und
§ 56 Abs. 2 Satz 3 der Gewerbeordnung,

2. die Aufgaben nach einer Rechtsverordnung nach
§ 55 f der Gewerbeordnung,

3. die Aufgaben nach § 29 in Verbindung mit § 61 a
und nach § 59 der Gewerbeordnung in Bezug auf
reisegewerbliche Tétigkeiten nach § 55 a Abs. 1 Nr. 2
und nach § 55 b Abs. 1 der Gewerbeordnung,

4. die Aufgaben der Festsetzung von Messen, Ausstel-
l}mgen und Grofmaérkten nach Gegenstand, Zeit,
Offnungszeiten und Platz nach § 69 Abs. 1 der Ge-
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werbeordnung und der Entgegennahme der Anzeige
iber die Nichtdurchfithrung dieser Veranstaltun-
gen nach § 69 Abs. 3 der Gewerbeordnung sowie

5. die Aufgaben nach der Pfandleiherverordnung, der
Bewachungsverordnung und der Versteigererver-
ordnung

auf diese tibertragen, wenn die sachgerechte Erfillung
der Aufgabe gewdhrleistet ist und der Landkreis zuge-
stimmt hat. *Das Ministerium fiir Wirtschaft, Arbeit
und Verkehr hebt die Ubertragung auf, wenn die sach-
gerechte Erfullung der Aufgaben nicht mehr gewéhrleis-
tet ist oder die beteiligten Kommunen die Authebung
beantragen.”

b) Die bisherigen Absitze 2 und 3 werden Absétze 3 und 4.
2. Nach § 2 wird der folgende § 2 a eingefiigt:

»§2a

'Sind durch Vereinbarung nach § 6 des Modellkommu-
nen-Gesetzes vom 8. Dezember 2005 (Nds. GVBL. S. 386),
zuletzt gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 9. De-
zember 2011 (Nds. GVBL. S. 471), Zustdndigkeiten abwei-
chend von Nummer 1, 1.5, 1.12, 2.1, 2.2 oder 2.3 der
Anlage geregelt, so gilt die Vereinbarung iiber den 31. De-
zember 2012 hinaus fort, es sei denn, dass eine beteiligte
Kommune bis zum 30. November 2012 gegentiiber dem
Ministerium fiir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr schriftlich
widerspricht. *Fir die fortgeltenden Vereinbarungen gilt
§ 1 Abs. 2 Satz 2 entsprechend.”

3. Die Anlage (zu § 1 Abs. 1) wird wie folgt gedndert:

a) Beiden Nummern 1, 1.5, 1.12, 2.1, 2.2 und 2.3 wird je-
weils in der Spalte ,Stelle“ das Fufinotenzeichen ,*)“
angefiigt.

b) In der Fuinote 1 zur Nummer 1 wird die Verweisung
»,§ 1 Abs. 2 Satz 2“ durch die Verweisung ,,§ 1 Abs. 3
Satz 2“ ersetzt.

¢) Nach der Fufinote 1 zur Nummer 1 wird die folgende
Fuflnote 2 eingefiigt:

,2) Sofern nicht nach § 1 Abs. 2 ZustVO-Wirtschaft ab-
weichend geregelt".

Artikel 2

Anderung der Verordnung iiber Zustiandigkeiten
im Bereich Verkehr

Die Verordnung tiber Zustdndigkeiten im Bereich Verkehr
vom 3. August 2009 (Nds. GVBL. S. 316, 329) wird wie folgt
gedndert:

1. Dem § 2 Abs. 2 werden die folgenden Sétze 3 und 4 ange-
fagt:

2 Auf Antrag einer kreisangehorigen Gemeinde mit 10 000
oder weniger Einwohnerinnen und Einwohnern kann das
fiir Verkehr zustindige Ministerium die Aufgaben nach
Satz 1 auf diese tibertragen, wenn die sachgerechte Erfiil-
lung der Aufgabe gewihrleistet ist und der Landkreis zuge-
stimmt hat. *Das fiir Verkehr zustdndige Ministerium hebt
die Ubertragung auf, wenn die sachgerechte Erfiillung der
Aufgaben nicht mehr gewihrleistet ist oder die beteiligten
Kommunen die Aufhebung beantragen.”

2. § 8 Abs. 2 wird wie folgt gedndert:
a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.
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b) Es werden die folgenden Sétze 2 und 3 angefiigt:

,2Auf Antrag einer grofien selbstindigen Stadt oder ei-
ner selbstdndigen Gemeinde kann das fiir Verkehr zu-
standige Ministerium die Aufgaben nach Satz 1 auf den
Landkreis tibertragen, wenn die sachgerechte Erfiilllung
der Aufgabe gewdhrleistet ist und der Landkreis zuge-
stimmt hat. *Das fiir Verkehr zustindige Ministerium
hebt die Ubertragung auf, wenn die sachgerechte Erfiil-
lung der Aufgaben nicht mehr gewdahrleistet ist oder
die beteiligten Kommunen die Aufhebung beantragen.”

3. Nach § 20 wird der folgende § 20 a eingefugt:

»§20a

!Sind durch Vereinbarung nach § 6 des Modellkommu-
nen-Gesetzes vom 8. Dezember 2005 (Nds. GVBI. S. 386),
zuletzt gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 9. De-
zember 2011 (Nds. GVBL. S. 471), Zustdandigkeiten abwei-
chend von § 2 Abs. 2 Satz 1 oder § 8 Abs. 2 Satz 1 geregelt,
so gilt die Vereinbarung tiber den 31. Dezember 2012 hi-
naus fort, es sei denn, dass eine beteiligte Kommune bis zum
30. November 2012 gegentiber dem fiir Verkehr zustandigen
Ministerium schriftlich widerspricht. *Fiir die fortgelten-
den Vereinbarungen gilt § 2 Abs. 2 Satz 4 entsprechend.”

Artikel 3

Anderung der Allgemeinen Zustédndigkeitsverordnung
fiir die Gemeinden und Landkreise
zur Ausfiihrung von Bundesrecht

Die Allgemeine Zustindigkeitsverordnung fiir die Gemein-
den und Landkreise zur Ausfithrung von Bundesrecht vom
14. Dezember 2004 (Nds. GVBIL. S. 589), zuletzt gedndert
durch Verordnung vom 7. Dezember 2011 (Nds. GVBL. S. 468),
wird wie folgt gedndert:

1. Dem § 1 wird der folgende Absatz 3 angefiigt:

»(3) "Auf Antrag kann das Fachministerium einer kreis-
angehorigen Gemeinde fir ihr Gebiet die Zustdndigkeit
nach Absatz 1 Nr. 3 iibertragen, wenn die sachgerechte Er-
fullung der Aufgaben gewdhrleistet ist und der Landkreis
der Ubertragung zugestimmt hat. ?Das Fachministerium
hebt die Ubertragung auf, wenn die sachgerechte Erfiil-
lung nicht mehr gewihrleistet ist oder die beteiligten Kom-
munen die Aufhebung beantragen.”

2. Dem § 3 wird der folgende Absatz 4 angefiigt:

»(4) "Auf Antrag kann das Fachministerium einer kreis-
angehorigen Gemeinde fir ihr Gebiet die Zustdndigkeit
nach Absatz 1 Nr. 1 iibertragen, wenn die sachgerechte Er-
filllung der Aufgaben gewdhrleistet ist und der Landkreis
der Ubertragung zugestimmt hat. “Das Fachministerium
hebt die Ubertragung auf, wenn die sachgerechte Erfiil-
lung nicht mehr gewahrleistet ist oder die beteiligten Kom-
munen die Authebung beantragen.”

3. Es wird der folgende neue § 7 eingefiigt:

»S§7

!Sind durch Vereinbarung nach § 6 des Modellkommu-
nen-Gesetzes vom 8. Dezember 2005 (Nds. GVBI. S. 386),
zuletzt gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 9. De-
zember 2011 (Nds. GVBL. S. 471), Zustandigkeiten abwei-
chend von § 1 Abs. 1 Nr. 3 oder § 3 Abs. 1 Nr. 1 geregelt,
so gilt die Vereinbarung tiber den 31. Dezember 2012 hi-
naus fort, es sei denn, dass eine beteiligte Kommune bis
zum 30. November 2012 gegentiber dem Fachministerium
schriftlich widerspricht. *Fiir die fortgeltenden Vereinba-
rungen gilt § 1 Abs. 3 Satz 2 entsprechend.”

Artikel 4

Anderung der Verordnung iiber Zustindigkeiten
auf verschiedenen Gebieten der Gefahrenabwehr

§ 3 der Verordnung iiber Zustdndigkeiten auf verschiede-
nen Gebieten der Gefahrenabwehr vom 18. Oktober 1994
(Nds. GVBL. S. 457), zuletzt gedndert durch § 3 Abs. 2 Nr. 2
der Verordnung vom 27. August 2012 (Nds. GVBL. S. 344),
wird wie folgt gedndert:

1. Nummer 1 wird gestrichen.

2. In Nummer 2 wird die Gliederungsnummer ,,2.“ gestri-
chen.

Artikel 5
Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.

(2) Abweichend von Absatz 1 treten Artikel 1 Nr. 2, Artikel 2
Nr. 3 und Artikel 3 Nr. 3 am Tag nach der Verkiindung dieser
Verordnung in Kraft.

Hannover, den 8. November 2012

Die Niedersichsische Landesregierung

McAllister

Bode

Schiinemann
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) Verordnung
zur Anderung baurechtlicher Vorschriften*)

Vom 13. November 2012

Aufgrund des § 17 Abs. 4, des § 21 Abs. 2, des § 22 Abs. 7
und des § 82 Abs. 1 Nrn. 1, 2, 4 und 5 sowie Abs. 2 Nrn. 1 und
3 bis 7 der Niedersdchsischen Bauordnung vom 3. April 2012
(Nds. GVBL. S. 46) wird verordnet:

Artikel 1

Anderung der Feuerungsverordnung

Die Feuerungsverordnung vom 27. Mérz 2008 (Nds. GVBI.
S. 96) wird wie folgt gedndert:

1. In § 4 Abs. 1 Nr. 1 werden die Worte ,, Treppenrdumen not-
wendiger Treppen” durch die Worte ,,notwendigen Treppen-
rdaumen“ und das Wort ,,solchen“ durch das Wort ,,not-
wendigen” ersetzt.

2. In § 6 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 werden die Worte ,, Treppenrdu-
men notwendiger Treppen“ durch die Worte ,,notwendi-
gen Treppenrdumen” und das Wort ,solchen“ durch das
Wort ,,notwendigen” ersetzt.

3. § 7 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 3 erhilt folgende Fassung:

»(3) "Feuerstitten fiir gasformige Brennstoffe sind ohne
Abgasanlage zulédssig, wenn gewdhrleistet ist, dass Ge-
fahren und unzumutbare Beldstigungen nicht entste-
hen. *Diese Anforderung ist erfiillt, wenn

1. durch eine maschinelle Liiftungsanlage wahrend
des Betriebs der Feuerstitte die Luft des Aufstell-
raums mit einem Luftvolumenstrom von mindes-
tens 30 m*h je kW Gesamtnennleistung ins Freie
abgefiihrt wird oder

2. durch eine Sicherheitseinrichtung verhindert wird,
dass die Kohlenmonoxid-Konzentration im Aufstell-
raum einen Wert von 30 ppm tiberschreitet.

*Gas-Haushalts-Kochgerite mit einer Gesamtnennleis-
tung bis zu 11 kW sind ohne Abgasanlage zuldssig,
wenn der Aufstellraum einen Rauminhalt von mindes-
tens 15 m® und eine Tiir ins Freie oder ein Fenster hat,
das geoffnet werden kann.”

b) Absatz 5 wird wie folgt geédndert:
aa) Satz 2 wird wie folgt gedndert:

aaa) Nummer 1 erhilt folgende Fassung:

,1. fiir Abgasleitungen in Gebduden der
Gebidudeklassen 1 und 2, wenn die Ab-
gasleitungen nicht durch mehr als eine
Nutzungseinheit fithren,*“.

bbb) In Nummer 3 werden die Worte ,,nach Num-
mer 1“ durch die Worte ,,der Gebaudeklas-
sen 1 und 2“ ersetzt.

bb) In Satz 6 wird die Angabe ,nach Satz 2 Nr. 1¢
durch die Worte ,,der Gebdudeklassen 1 und 2“ er-
setzt.

c) In Absatz 7 Nr. 3 werden die Worte ,,geringer Hohe und
in freistehenden land- oder forstwirtschaftlich genutz-
ten Gebduden“ durch die Worte ,,der Gebdudeklassen 1
bis 3“ ersetzt.

*) Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 98/34/EG des Européischen
Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 tiber ein Informations-
verfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschrif-
ten und der Vorschriften fiir die Dienste der Informationsgesell-
schaft (ABL. EG Nr. L 204 S. 37), zuletzt gedndert durch die Richtli-
nie 2006/96/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom
20. November 2006 (ABL. EU Nr. L 363 S. 81), sind beachtet worden.
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4. §9 wird wie folgt gedndert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 und wie folgt ge-
andert:

In Nummer 3 wird die Verweisung ,,§ 32 Abs. 1 Satz 2
NBauO“ durch die Verweisung ,§ 32 Abs. 1 Satz 1
NBauO*“ ersetzt.

b) Es wird der folgende Absatz 2 angefiigt:

»(2) Die Abgase von raumluftunabhdngigen Feuer-
stétten fir gasformige Brennstoffe diirfen durch die Ge-
baudeaufBenwand ins Freie gefithrt werden, wenn

1. am 30. April 1986 das Gebdude errichtet oder seine
Errichtung genehmigt war und die Abgase nur unter
unverhéltnisméafligen Schwierigkeiten iber Dach
abgefiihrt werden kénnen oder

2. die Feuerstitten nur der Warmwasserbereitung die-
nen

und wenn Gefahren und unzumutbare Beldstigungen
nicht entstehen.”

5. § 12 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 werden die Worte ,, Treppenrdumen notwen-
diger Treppen” durch die Worte ,notwendigen Trep-
penrdumen” und das Wort ,,solchen durch das Wort
,notwendigen” ersetzt.

b) In Absatz 2 Nr. 3 Buchst. b werden die Worte ,,freiste-
henden Gebduden geringer Hohe* durch die Worte
,,Gebduden der Gebidudeklasse 1“ ersetzt und die Worte
»von nicht mehr als 400 m*Fldche“ gestrichen.

6. Es wird der folgende neue § 14 eingefiigt:

»§ 14
Ubergangsregelung
Fir die vor dem 20. November 2012 eingeleiteten Ver-

fahren ist diese Verordnung weiterhin in ihrer Fassung
vom 27. Médrz 2008 anzuwenden.”

7. Der bisherige § 14 wird § 15.

Artikel 2
Anderung der Verkaufsstittenverordnung

Die Verkaufsstittenverordnung vom 17. Januar 1997 (Nds.
GVBL. S. 31), gedndert durch Artikel 4 der Verordnung vom
22.Juli 2004 (Nds. GVBL. S. 263), wird wie folgt gedndert:

1. In § 2 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 3 Satz 1 werden
jeweils die Worte ,, Treppenrdume notwendiger Treppen*
durch die Worte ,,notwendige Treppenrdume* ersetzt.

2. § 3 wird wie folgt gedndert:
a) Die Uberschrift erhilt folgende Fassung:
»Tragende oder aussteifende Wande und Stiitzen“.

b) In Satz 1 werden nach dem Wort , Tragende” die Wor-
te ,,oder aussteifende” eingefiigt und nach dem Wort
»,Winde“ werden das Komma und das Wort ,,Pfeiler”
gestrichen.

3. §9 wird wie folgt gedndert:

a) In der Uberschrift wird das Wort ,»Verkleidungen
durch das Wort ,,Bekleidungen® ersetzt.

b) In Absatz 1 wird im einleitenden Satzteil das Wort
»~Auflenwandverkleidungen“ durch das Wort ,,Auflen-
wandbekleidungen” ersetzt.
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c) In Absatz 2 wird das Wort ,Deckenverkleidungen” 1. § 3 wird wie folgt gedndert:
durch das Wort ,,Deckenbekleidungen” ersetzt. a) Es wird der folgende neue Absatz 1 eingefiigt:
d) In Absatz 3 wird das Wor.t ,,Wanﬁl verkleidungen »(1) Tragende Bauteile, aussteifende Bauteile und
durch das Wort ,,Wandbekleidungen” ersetzt. : . s L
raumabschlieflende Bauteile miissen, soweit in dieser
4. § 10 wird wie folgt gedndert: Verordnung nichts anderes geregelt ist, den Anforde-
a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte ,, Treppenrdumen runglsll.l dder" illgel}lllem%n Dgrchfuhr};l\r]l(g)s\lf\%ordémng
notwendiger Treppen“ durch die Worte ,,notwendigen gur 1; ersic E’_I_SC Geltl)__ fiuo(ri Iluélgb_(_ 4 k_l au0) an
Treppenraumen” ersetzt. ¢ Il)ize(}:hezlilu“fel e fur Gebdude der Gebdudeklasse 5 ent-
b) In Absatz 2 werden die Worte ,, Treppenraum notwen- Lo . . . . . .
diger Treppen® durch die Worte ,notwendiger Trep- b) Die bisherigen Absétze 1 bis 7 werden Absitze 2 bis 8.
penraum*® ersetzt. ¢) Im neuen Absatz 2 Satz 1 wird nach dem Wort , Tra-
c) In Absatz 4 werden die Worte ,, Treppenraum notwen- gende” das Wort , Bauteile* eingefugt.
diger Treppen” durch die Worte ,notwendigen Trep- d) Es wird der folgende Absatz 9 angeftigt:
* tzt.
Penratim - erset »(9) § 8 Abs. 2 Satz 2 und § 10 Abs. 4 Satz 4 sowie § 23
5. In § 12 Abs. 1 Sétze 1 und 2 werden jeweils die Worte Abs. 5, auch in Verbindung mit Abs. 6 bis 8, DVO-NBauO
,Treppenrdumen notwendiger Treppen” durch die Worte sind nicht anzuwenden.
,notwendigen Treppenrdumen” ersetzt. . . B
. § 5 wird wie folgt gedndert:
6. § 13 wird wie folgt gedndert: . . . .
) ) a) In der Uberschrift wird das Wort ,Verkleidungen“
a) In Absatz 4 Satz 2 werden die Worte ,, Treppenrdumen durch das Wort , Bekleidungen* ersetzt.
notwendiger Treppen“ durch die Worte ,,notwendigen . i
Treppenraumen” ersetzt. b) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
b) In Absatz 6 wird der Klammerzusatz ,,(DVNBauO)“ aa) In Satz 1 wird .das WO‘T‘t »Verkleidungen® durch
durch den Klammerzusatz ,,(DVO-NBauO)“ ersetzt. das Wort ,,Bekleidungen” ersetzt.
7. § 14 wird wie folgt gedndert: bb) In Satz 2 wird das Wort ,,Holzverkleidungen“ durch
. . das Wort ,,Holzbekleidungen” ersetzt.
a) In Absatz 1 werden die Worte ,, Treppenrdumen not- ] } ]
wendiger Treppen“ durch die Worte ,notwendigen c) Absatz 3 wird wie folgt gedndert:
Treppenrdumen” ersetzt. aa) In Satz 1 wird das Wort ,Verkleidungen“ durch
b) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte ,,Treppenrdume das Wort ,,Bekleidungen” ersetzt.
notwendlger T‘lzeppen“ durch die Worte ,,notwendige bb) In Satz 2 werden das Wort ,,Verkleidungen® durch
Treppenrdume” ersetzt. das Wort ,Bekleidungen“ und das Wort ,,Holzver-
c) In Absatz 4 werden die Worte ,, Treppenrdumen not- kleidungen“ durch das Wort ,Holzbekleidungen*
wendiger Treppen“ durch die Worte ,notwendigen ersetzt.
Treppenrdumen” ersetzt. d) In den Absidtzen 4, 5 und 6 Satz 1 Halbsédtze 1 und 2
8. §15 Abs. 1 und 2 werden jeweils die Worte ,, Treppenréu- wird jeweils das Wort ,,Verkleidungen“ durch das Wort
men notwendiger Treppen“ durch die Worte , notwendi- ~Bekleidungen” ersetzt.
gen Treppenrédumen” ersetzt. . § 6 Abs. 1 wird wie folgt gedndert:
9. § 16 wird wie folgt geéndert: a) In Satz 2 werden die Worte ,, Treppenrdume notwendiger
a) In Absatz 1 wird die Verweisung ,,§ 19 Abs. 1 DVNBauO“ Treppen (notwendige Treppenrdume)” durch die Worte
durch die Verweisung ,,§ 20 Abs. 1 DVO-NBauO*“ er- »notwendigen Treppenrdume" ersetzt.
setzt. b) Es wird der folgende Satz 3 angefugt:
b) In Absatz 4 Sétze 1 und 2 werden ]ewejls die WorFe 2§ 17 Abs. 1 Nr. 2 DVO-NBauO ist nicht anzuwenden.“
,Treppenrdume notwendiger Treppen“ durch die
Worte ,,notwendige Treppenrdume*” ersetzt. . § 8 wird wie folgt gedndert:
10. In § 24 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte ,, Treppenrdumen a) Es wird der folgende neue Absatz 1 eingeftigt:
¥0twendlger Trspp eri tdurch die Worte ,notwendigen ,(1) "Einschiebbare Treppen und Leitern sind als Zu-
reppenraumen ersetzL. gang nach § 34 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 NBauO nicht zulés-
11. In § 29 Nr. 2 werden die Worte ,, Treppenrdume notwen- sig. “Notwendige Treppen ohne eigenen Treppenraum
diger Treppen” durch die Worte ,notwendige Treppen- sind fiir Verbindungen nach § 35 Abs. 2 Nr. 2 NBauO
rdume” ersetzt. nicht zuldssig.”
12. § 32 wird wie folgt gedndert: b) Die bisherigen Absétze 1 bis 6 werden Absétze 2 bis 7.
a) Im einleitenden Satzteil wird die Verweisung ,,§ 91 . § 39 wird wie folgt gedndert:
Abs. 3 ‘NBHHO durch die Verweisung ,§ 80 Abs. 3 a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geéndert:
NBauO*“ ersetzt.
b) In Nummer 3 werden die Worte ,, Treppenrdumen not- aa) Nummer 1 erhalt folgende Fassung:
wendiger Treppen” durch die Worte ,notwendigen »1. Gepriifte Meisterinnen fiir Veranstaltungs-
Treppenrdumen” ersetzt. technik und Gepriifte Meister fiir Veranstal-
tungstechnik,”.
Artikel 3 bb) In Nummer 2 wird nach dem Wort ,Halle“ die An-
Anderung der gabe ,,vom 26. Januar 1997 (BGBI. I S. 118)“ einge-
Niedersédchsischen Versammlungsstittenverordnung figt.
Die Niedersdchsische Versammlungsstittenverordnung vom b) Absatz 2 erhalt folgende Fassung:
8. November 2004 (Nds. GVBL. S. 426), gedndert durch Artikel 1 »(2) 'Gleichwertige Ausbildungen, die in einem an-
der Verordnung vom 22. April 2005 (Nds. GVBL. S. 126), wird deren Mitgliedstaat der Europdischen Union, einem
wie folgt gedndert: Vertragsstaat des Abkommens tiber den européaischen
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Wirtschaftsraum oder der Schweiz erworben wurden
und durch einen Ausbildungsnachweis belegt werden,
sind entsprechend den europdischen Richtlinien zur
Anerkennung von Berufsqualifikationen den in Absatz 1
genannten Ausbildungen gleichgestellt. *Absatz 1 Sét-
ze 2 und 3 gilt entsprechend.”

6. §40 Abs. 3 erhalt folgende Fassung:

»(3) Bei Generalproben, Veranstaltungen, Sendungen
und Aufzeichnungen von Veranstaltungen in Versamm-
lungsstitten mit einer Groflbithne oder mit einer Szenen-
flaiche mit mehr als 200 m* Grundfliche und in Mehr-
zweckhallen mit mehr als 5000 Besucherpldtzen muss
mindestens eine Verantwortliche oder ein Verantwortli-
cher fiir Veranstaltungstechnik fiir die btthnen- oder stu-
diotechnischen Einrichtungen und die beleuchtungstech-
nischen Einrichtungen anwesend sein.”

7. In § 49 wird im einleitenden Satzteil die Verweisung ,,§ 91
Abs. 3 der Niedersdchsischen Bauordnung” durch die Ver-
weisung ,,§ 80 Abs. 3 der Niedersédchsischen Bauordnung”
ersetzt.

8. Es wird der folgende neue § 50 eingefigt:

»§ 50
Ubergangsregelung

Fir die vor dem 20. November 2012 eingeleiteten Ver-
fahren ist diese Verordnung weiterhin in ihrer am 19. No-
vember 2012 geltenden Fassung anzuwenden.”

9. Der bisherige § 50 wird § 51.

Artikel 4

Anderung der Bautechnischen Priifungsverordnung

Die Bautechnische Priifungsverordnung vom 24. Juli 1987
(Nds. GVBL. S. 129), zuletzt gedndert durch Verordnung vom
23. November 2010 (Nds. GVBL. S. 540), wird wie folgt gedn-
dert:

1. § 1 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Nummer 4 wird die Verweisung ,,§ 79 NBauO“
durch die Verweisung ,,§ 76 NBauO*“ ersetzt.

bb) In Nummer 5 wird die Verweisung ,,§ 80 Abs. 1
Nr. 1 NBauO“ durch die Verweisung ,,§ 77 Abs. 1
Nr. 1 NBauO*“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 wird die Verweisung ,,§ 83
Abs. 4 NBauO*“ durch die Verweisung ,,§ 65 Abs. 8
NBauO*“ ersetzt.

2. In § 7 Abs. 1 Satz 3 wird die Verweisung ,§ 79 NBauO“
durch die Verweisung ,,§ 76 NBauO*“ ersetzt.

3. In § 12 wird die Verweisung ,§ 91 Abs. 3 NBauO“ durch
die Verweisung ,,§ 80 Abs. 3 NBauO" ersetzt.

Artikel 5

Anderung der Verordnung iiber Campingplitze,
Wochenendplédtze und Wochenendhéuser

Die Verordnung tiber Campingpldtze, Wochenendplétze
und Wochenendhéuser vom 12. April 1984 (Nds. GVBL. S. 109),
geédndert durch Verordnung vom 5. Mai 1987 (Nds. GVBL. S. 84),
wird wie folgt gedndert:

1. In § 2 Abs. 3 wird die Angabe ,,11. Mérz 1987 (Nds. GVBI.
S. 29)“ durch die Angabe ,,26. September 2012 (Nds. GVBL.
S. 382)“ ersetzt.

2. In § 18 wird im einleitenden Satzteil die Verweisung ,,§ 91
Abs. 3 NBauO“ durch die Verweisung ,,§ 80 Abs. 3 NBauO*
ersetzt.
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Artikel 6
Anderung der PUZ-Anerkennungsverordnung

§ 1 Abs. 1 Satz 2 der PUZ-Anerkennungsverordnung vom
14. Februar 1997 (Nds. GVBL. S. 58), gedndert durch Verord-
nung vom 23. November 2010 (Nds. GVBL. S. 544), wird wie
folgt gedndert:

1. In Nummer 1 wird die Verweisung ,,§ 25 a Abs. 2 NBauO*“
durch die Verweisung ,,§ 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 NBauO*“ er-
setzt.

2. In Nummer 2 wird die Verweisung ,,§ 28 a Abs. 2 NBauO*
durch die Verweisung ,,§ 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 NBauO* er-
setzt.

3. In Nummer 3 wird die Verweisung ,,§ 28 b Abs. 1 NBauO“
durch die Verweisung ,,§ 25 Abs. 1 Satz 1 Nr.3 NBauO*“ er-
setz

4. In Nummer 4 wird die Verweisung ,,§ 24 Abs. 6 oder § 28 b
Abs. 2 NBauO“ durch die Verweisung ,,§ 25 Abs. 1 Satz 1
Nr. 4 oder 5 NBauO*“ ersetzt.

Artikel 7

Ande_rung der Verordnung
tber das Ubereinstimmungszeichen

In § 1 Abs. 1 der Verordnung tiber das Ubereinstimmungs-
zeichen vom 12. September 2002 (Nds. GVBI. S. 392) wird im
einleitenden Satzteil die Verweisung ,§ 28 Abs. 4 NBauO“
durch die Verweisung ,,§ 22 Abs. 4 NBauO* ersetzt.

Artikel 8

Anderung der Verordnung zur Feststellung
der wasserrechtlichen Eignung von Bauprodukten
und Bauarten durch Nachweise
nach der Niedersidchsischen Bauordnung

In § 1 der Verordnung zur Feststellung der wasserrechtlichen
Eignung von Bauprodukten und Bauarten durch Nachweise
nach der Niedersdchsischen Bauordnung vom 25. Februar
1999 (Nds. GVBL. S. 69) wird im einleitenden Satzteil die Ver-
weisung ,,§§ 25, 25 a und 28 bis 28 b NBauO in Verbindung
mit § 24 Abs. 1 Satz 1, § 24 Abs. 2 und 3 Satz 1 Nrn. 1 und 2
sowie § 28 ¢ NBauO*“ durch die Verweisung ,,§§ 18, 19 und 22
bis 24 NBauO in Verbindung mit § 17 Abs. 1 Satz 1, § 17 Abs. 2
und 3 Satz 1 Nrn. 1 und 2 sowie § 25 NBauO* ersetzt.

Artikel 9

Anderung der
Bauordnungsrechtlichen Sachverstindigenverordnung

Die Bauordnungsrechtliche Sachverstandigenverordnung
vom 4. September 1989 (Nds. GVBL. S. 325), gedndert durch
Verordnung vom 23. November 2010 (Nds. GVBI. S. 542),
wird wie folgt gedndert:

1. In der Uberschrift werden die Worte ,,und Einrichtungen®
gestrichen.

2. § 1 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 1 werden im einleitenden Satzteil die Worte
,oder Einrichtungen” gestrichen.

b) In Absatz 2 Nr. 1 werden die Worte ,,oder Einrichtun-
gen” gestrichen.

3. In§ 3 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte ,,und Einrichtungen”
gestrichen und im Klammerzusatz wird die Angabe ,,§ 32
Abs. 2“ durch die Angabe ,,§ 30 Abs. 2“ ersetzt.

4. In § 4 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte ,,oder Einrichtun-
gen“ gestrichen.
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Artikel 10

Anderung der Allgemeinen Durchfithrungsverordnung
zur Niedersdchsischen Bauordnung

Die Allgemeine Durchfithrungsverordnung zur Niederséch-
sischen Bauordnung vom 26. September 2012 (Nds. GVBL
S. 382) wird wie folgt gedndert:

1. In§ 21 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 wird die Angabe ,Satz 3“ durch
die Angabe ,Satz 2 ersetzt.

2. §30 Abs. 1 Nr. 8 erhilt folgende Fassung:

,8. Mittelgaragen nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 der Garagen- und
Stellplatzverordnung (GaStplVO), Grof3garagen nach § 1
Abs. 1 Nr. 3 GaStplVO sowie automatische Garagen
nach § 1 Abs. 6 GaStplVO und“.

Artikel 11

Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am 20. November 2012 in Kraft.
Hannover, den 13. November 2012
Niedersichsisches Ministerium
fiir Soziales, Frauen, Familie, Gesundheit
und Integration

Ozkan

Ministerin

Herausgegeben von der Niedersédchsischen Staatskanzlei

Verlag: Schlutersche Verlagsgesellschaft mbH & Co. KG, Hans-Béckler-Allee 7, 30173 Hannover; Postanschrift: 30130 Hannover, Telefon 0511
8550-0, Telefax 0511 8550-2400, Postbank Hannover 4 10-308. Druck: Gutenberg Beuys Feindruckerei GmbH, Langenhagen. Erscheint nach Bedarf.
Laufender Bezug und Einzelstiicke konnen durch den Verlag bezogen werden. Bezugspreis pro Jahr 56,30 € (einschliefilich 3,68 € Mehrwertsteuer
und einschliefilich 9,20 € Portokostenanteil). Bezugskiindigung kann nur 10 Wochen vor Jahresende schriftlich erfolgen. Einzelnummer je ange-
fangene 8 Seiten 1,05 €. ISSN 0341-3497. Abonnementservice Christian Engelmann, Telefon 0511 8550-2424, Telefax 0511 8550-2405

Einzelverkaufspreis dieser Ausgabe 2,10 € einschlieflich Mehrwertsteuer zuziiglich Versandkosten

441



Lieferbar ab April 2012

Einbanddecke inklusive CD

Fiinf Jahrgange
handlich
auf einer CD!

ichsisches Jahrgange 2007 bis 2011:

l'ialblatt ® Nds. Ministerialblatt

: ® Nds. Gesetz- und
Niedersichsisches 011 Verordnungsblatt

Gesetz- und Y?'Il';)rd““ngsblatt — Die optimale Archivierung
- ergdnzend zur Einbanddecke.

il -~
L S

/ Gesew-und Verordnungsblatt .

— Niedersichsisches Gesetz- und Verordnungsblatt 2011
inklusive CD nur € 21,— zzgl. Versandkosten

— Einbanddecke Niedersichsisches Ministerialblatt 2011
inklusive CD nur € 21,— zzgl. Versandkosten

Gleich bestellen: Telefax 0511 8550-2405 [EagllijrclsYagl:
Verlagsgesellschaft mbH & Co. KG



	Inhalt GVBl. Nr. 26 vom 16. November 2012
	Gesetz über die Neubildung der Gemeinde Wurster Nordseeküste, Landkreis Cuxhaven
	Gesetz über die Neubildung der Gemeinde Schladen-Werla, Landkreis Wolfenbüttel
	Gesetz über die Neubildung der Stadt Geestland, Landkreis Cuxhaven
	Gesetz zur Neuregelung des Hinterlegungsrechts und zur Änderung des Gesetzes über Kosten im Bereich der Justizverwaltung
	Verordnung zur Änderung von Zuständigkeitsverordnungen
	Verordnung zur Änderung baurechtlicher Vorschriften




